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Vorwort 
Vorwort zur 3. Auflage 

 
Aufgrund der überaus positiven Aufnahme unseres Werkes, für die wir uns 

an dieser Stelle ganz herzlich bedanken möchten, ist es erforderlich, schon 
nach vergleichsweise kurzer Zeit mit einer Neuauflage zu erscheinen. Im Un-
terschied zur Vorauflage hat sich diesmal allerdings sowohl der Bundesge-
setzgeber im Bereich des BauGB (anders in den in das öffentliche Baurecht 
hinein spielenden Materien des Raumordnungsrechts [ROG; siehe Kapi-
tel 5], des Naturschutzrechts [BNatSchG] und des Wasserrechts [WHG]) als 
auch der Landesgesetzgeber in Bezug auf die BayBO (mit Ausnahme der Fol-
geänderungen zum BNatSchG im BayNatSchG bzw. zum WHG im BayWG) 
weitgehend Zurückhaltung verordnet. Änderungen sind zwar erfolgt. Diese 
weisen aber überwiegend nur geringe Examensrelevanz auf. So hatten Recht-
sprechung, Literatur und Praxis die Möglichkeit, das neue Recht zu erpro-
ben, dieses zu konsolidieren, Lücken und ggf. neue Lösungswege aufzuzei-
gen. Unabhängig davon sind aber auch neue Themen entstanden. Im Bereich 
des Bauordnungsrechts wären hier vor allem die Auslegung und Anwendung 
des Art. 68 Abs. 1 S. 1 HS. 2 BayBO, die Behandlung bloßer Nutzungsunter-
brechungen oder auch sog. „Schrottimmobilien“ zu nennen; im Bereich des 
Bauplanungsrechts standen Probleme mit zentralen Versorgungsbereichen 
oder auch der interkommunalen Abstimmung im Vordergrund.  

Vorstehend dargestellte Entwicklung machte es erforderlich, das Werk 
grundlegend zu überarbeiten und an neue Tendenzen in Rechtsprechung 
und Literatur anzupassen. Es versteht sich dabei von selbst, dass die seit 
dem Abschluss der 2. Auflage ergangene Rechtsprechung und Literatur, so-
weit sie Examensrelevanz besitzt, Eingang in die Neuauflage gefunden hat. 
Das Werk befindet sich jetzt auf dem Rechtsstand Anfang September 2011. 
Das während der Manuskriptabgabe und der Drucklegung des vorliegenden 
Werkes verkündete und am 30. 7. 2011 in Kraft getretene Gesetz zur Förde-
rung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Städten und Gemeinden 
vom 22. 7. 2011 (BGBl. I S. 1509) konnte noch eingearbeitet werden.  

Gerne haben wir für die 3. Auflage auch die uns übermittelten Anregungen 
und Verbesserungsvorschläge geprüft und soweit erforderlich im Werk be-
rücksichtigt. Wo Klarstellungen erforderlich waren, sind diese erfolgt. Von 
daher möchten wir nochmals alle Leser des Werkes ermuntern, sich auch zu-
künftig mit Fragen und Bedenken sowie Kritik und Verbesserungsvorschlä-
gen an den Verlag oder die Autoren zu wenden, an Herrn Dr. Decker gerne 
auch per E-Mail (info@richter-decker.de). Wie bisher wird Herr Dr. Decker, 
soweit dies erforderlich erscheint, auf seiner Website (www.andreas-decker. 
de) auf aktuelle Änderungen in Gesetzgebung und/oder Rechtsprechung 
(kostenlos) hinweisen. So kann das Werk ohne großen Aufwand stets auf 
dem aktuellen Stand gehalten werden. 

 
Gilching/Bad-Tölz im September 2011 
 
Dr. Andreas Decker Christian Konrad 



VI Vorwort 

 
 

Vorwort zur 1. Auflage 
 
 
Mit dem vorliegenden Buch soll in der bewährten C. H. Beck-Reihe „Lan-

desrecht Freistaat Bayern“ sowohl Studenten wie auch Referendaren das 
äußerst prüfungs- und klausurrelevante öffentliche Baurecht näher gebracht 
und vermittelt werden. 

Dabei wird entsprechend der „Philosophie“ dieser Lehr- und Lernbuchrei-
he ausgehend vom Landesrecht – der Bayerischen Bauordnung – das öffent-
liche Baurecht systematisch aufgearbeitet und mit Beispielen unterlegt, um 
die nicht immer einfach zu verstehende Materie verständlich zu machen. Da-
bei wird, eine Selbstverständlichkeit, das Zusammenspiel von Bauordnungs- 
und Bauplanungsrecht eingehend behandelt und auch die Verbindungen zu 
anderen, insoweit prüfungsrelevanten Rechtsbereichen, wie dem Raumord-
nungs- und Landesplanungsrecht, dem Kommunalrecht, dem Abgrabungs-
recht und nicht zuletzt dem Verfassungsrecht, dargestellt. „Standartproble-
me“ des öffentlichen Baurechts, die in Klausuren regelmäßig zu behandeln 
sind, werden genauso hervorgehoben, wie neue Rechtsentwicklungen. Um 
ein sichereres Gefühl bei Klausurenlösungen zu bekommen, werden Aufbau-
schemata für unterschiedliche Klausursituationen angeboten, die allerdings 
nicht unbesehen verwendet werden sollten. 

Durch ihre langjährige Erfahrung als Leiter von Arbeitsgemeinschaften 
für Rechtsreferendare im öffentlichen Recht, sowie als Repetitor bzw. Lehr-
beauftragter und infolge ihrer bisherigen Veröffentlichungstätigkeit in die-
sem Bereich hoffen die Autoren mit diesem Buch einen Beitrag dazu leisten 
zu können, das öffentliche Baurecht für die Klausurlösung transparenter zu 
machen. 

Gesetzgebung, Rechtsprechung und Literatur sind bis einschließlich De-
zember 2001 berücksichtigt. Bereits eingearbeitet ist das Gesetz zur Umset-
zung der UVP-Änderungsrichtlinie, der IVU-Richtlinie und weiterer EG-
Richtlinen zum Umweltschutz vom 27. Juli 2001, BGBl. I S. 1950 [2013 ff.]. 

Anregungen, Verbesserungsvorschläge und Hinweise auf mögliche Unge-
nauigkeiten werden gerne entgegengenommen. 

Das Buch ist unseren Familien gewidmet. Ihnen möchten wir dafür dan-
ken, dass sie die Erstellung des Buches mit großem Verständnis und großer 
Geduld begleitet haben. 

 
Dr. Andreas Decker Christian Konrad 
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